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Was ist der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg?

! Eingetragener Verein ca. 500 Mitglieder
! Ehrenamtlicher Vorstand 1. und 2. Vorsitzende/r, acht 

„SprecherrätInnen“
! Netzwerk Mitglied / Vertretung in der BAG Pro 

Asyl e.V.
! Finanzierung Spenden, Zuschüsse durch Pro Asyl, 

UNO-Flüchtlingshilfe und EU-Projekte, 
Landesförderung, MITGLIEDSBEITRÄGE!!!!

! Geschäftsstelle Angestellte (5,2 Stellen), 
PraktikantInnen
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Was macht der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg?

! koordiniert und vernetzt die Arbeit der örtlichen Initiativen und das vielfältige Engagement für 
Flüchtlinge in unserem Bundesland. 

! informiert durch Rundbriefe, Newsletter, E-Mail und Homepage über die wichtigsten Fragen der Asylpolitik, 
Hintergrundinformationen zu den Herkunftsländern sowie wichtige Entscheidungen in Asylverfahren / bietet einen 
ständigen Infoservice in der Landesgeschäftsstelle.

! vermittelt Verständnis für Flüchtlingsfragen in der Öffentlichkeit. Durch Zusammenarbeit mit  Kirchen, 
Wohlfahrtsverbänden und anderen Organisationen sowie durch Lobbyarbeit gegenüber Politik (Regierung, 
Abgeordnete, Parteien) und Behörden tritt er für die Rechte von Flüchtlingen und die Verbesserung der 
Lebensbedingungen der Flüchtlinge ein. 

! qualifiziert und bildet durch Plenumstagungen 3 x im Jahr in Stuttgart, durch Tagungen in 
Zusammenarbeit mit den Evangelischen Akademien Bad Boll und Bad Herrenalb. Durch ein jährlich neu aufgelegtes 
Fortbildungsprogramm können sich die Initiativen kompetente ReferentInnen in die Region holen. (2010: 31 
Veranstaltungen mit 1081 TeilnehmerInnen)

! berät Flüchtlinge und/oder vermittelt sie an kompetente Beratungsstellen oder RechtsanwältInnen / 
unterstützt Flüchtlinge durch Anträge an den Rechtshilfefonds von Pro Asyl 
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Gliederung der Veranstaltung

1. Flüchtlinge in Deutschland – Zahlen und 
Fakten 

2. Ablauf des Asylverfahrens – Grundzüge 
3. Sozial- und Teilhaberechte im Asylverfahren
4. Entscheidungsformen im Asylverfahren
5. Nach der Anerkennung
6. Nach der Ablehnung
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Flüchtlinge in Deutschland – Ein paar Zahlen
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Flüchtlinge in Deutschland – Ein paar Zahlen
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Entwicklung Asylanträge seit 1990
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Entwicklung Asylanträge seit 1990
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Der „Königsteiner Schlüssel“
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• Aufnahmequote = 
Grundlage für die 
Erstverteilung von 
Asylsuchenden (EASY) gem. 
§§ 45 f. AsylG

• Bestimmte HKL werden 
nicht in allen Bundesländern 
bearbeitet

• Für umA gilt aufgrund der 
besonderen 
Schutzbedürftigkeit (noch) 
ein spezielles 
Inobhutnahmeverfahren
(vgl. §§ 42 ff. SGB VIII

− Änderungen geplant 
(vgl. Koalitionsvertrag)



Anzahl Asylanträge 2017 
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§ 71 AsylG:
„Stellt der 

Ausländer nach 
Rücknahme oder 
unanfechtbarer 
Ablehnung eines 

früheren 
Asylantrags erneut
einen Asylantrag
(Folgeantrag)“



Abschiebungen (2017)
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Abschiebungen (2017)
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Abschiebungen (2017)
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Abschiebungen (2017)
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Quelle: BT-Drs.: 19/800



Asylsuchende in BW – Alter/Geschlecht
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Quelle: IM BW



Begriffsklärungen

! Aufenthaltsgestattung = vorläufiges „Bleiberecht“ zur Durchführung 
des Asylverfahrens

! Aufenthaltserlaubnis = „Bleiberecht“ 
o von der Ausländerbehörde im Falle des (teilweise) „positiven“ Ausgangs des 

Asylverfahrens erteilter befristeter Aufenthaltstitel
o Grds. Anspruch auf Verlängerung (!), so lange individuelle Gefahr im HKL 

fortbesteht
! Niederlassungserlaubnis = unbefristetes Bleiberecht

o Setzt gewisse Voraufenthaltszeit im Status der Aufenthaltserlaubnis voraus
! Duldung = kein „Bleiberecht“ (Ausnahme: „Ausbildungsduldung“)

o Aussetzung der Abschiebung, Person ist vollziehbar ausreisepflichtig, aber 
Ausreisepflicht soll, kann oder darf aus bestimmten Gründen nicht 
zwangsweise durchgesetzt werden

o Wird häufig im Anschluss an ein abgeschlossenes Asylverfahren erteilt
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Abschiebung von umA

§ 58 Ia AufenthG
„Vor der Abschiebung eines unbegleiteten 

minderjährigen Ausländers hat sich die Behörde zu 
vergewissern, dass dieser im Rückkehrstaat einem 
Mitglied seiner Familie, einer zur Personensorge 

berechtigten Person oder einer geeigneten 
Aufnahmeeinrichtung übergeben wird.“
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Das Asylverfahren – Überblick 
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i.d.R. illegale Einreise

Asylgesuch

Verteilung auf die Bundesländer

Asylantrag 
(Bundesamt)

Anhörung

„Dublin-Prüfung“  

zuständig unzuständig

Meldung in zuständiger
Aufnahmeeinrichtung

(Land)

„Dublin-Bescheid“Rechtsweg„Asylbescheid“

Ankunftsnachweis
/BüMA (§ 63a 

AsylG)

Bescheinigung über 
Aufenthaltsgestattung 

(§ 63 AsylG)

Aufenthaltserlaubnis
(untere Ausländerbehörde)

Wo? Grundsatz: § 14 I AsylG, 
Ausnahmen: § 14 II AsylG

Erstregistrierung (§ 16 I AsylG) 

• Registrierung (§ 16 I AsylG)
• Gesundheitsuntersuchung      

(§ 62 AsylG) 

Keine Überstellung 
von umA, bei 

Asylantragstellung 
vor Volljährigkeit 



Asylverfahrensdauer 2017
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BT-Drs. 19/2855



Die Unterbringung Asylsuchender 
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Das dreigliedrige Unterbringungssystem in BW
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Anschlussunter-
bringung (§§ 17 f. FlüAG)

• Zuständig: Gemeinden
• ≈ Präventive 

„Obdachlosenunterbringung
“

• Keine geregelten 
Mindeststandards, § 5 DVO 
gilt nur für VU

• Migrationsberatung/Integrat
ionsmanager

• Grds. Geldleistungen (§ 3 I 
AsylbLG)

Vorläufige Unter-
bringung (§§ 7 ff. FlüAG)

• Zuständig: untere 
Aufnahmebehörde (= Land-
/Stadtkreis)

• Flüchtlingssozialarbeit
• Gemeinschaftsunterkünfte/  

Wohnungen 
• Mindeststandards in § 5 DVO
• Grds. Geldleistungen (§ 3 II 

AsylbLG)
• i.d.R. Zugang zum Arbeits-

markt + keine Residenzpflicht

Erstaufnahme
(§§ 47 AsylG, 6 I FlüAG)

• Zuständig: RP Karlsruhe
• Unabhängige Sozial- und 

Verfahrensberatung
• Überwiegend 

Sachleistungen (§ 3 I 
AsylbLG)

• Solange Verpflichtung 
besteht

• Strenge „Residenzpflicht“ + 
kein Zugang zum 
Arbeitsmarkt

Aber: umA, die Asylantrag stellen, unterfallen (derzeit) nicht dem regulären 
Unterbringungssystem (vgl. §§ 47 I 1, 14 II Nr. 3 AsylG, 4 FlüAG)



Sozial- und Teilhaberechte
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Das Asylbewerberleistungsgesetz
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Das Asylbewerberleistungsgesetz

!Grundleistungen = notwendiger Bedarf und 
persönlicher notwendiger Bedarf (früher: 
„Bargeldbedarf“)
o Leistungsform abhängig von Unterbringung
o Nach 15 Monaten Analogleistungen (§ 2 I AsylbLG iVm

SGB XII) 
Krankenversichertenkarte!

! zusätzlich Anspruch auf Leistungen aus dem Bildungs-
und Teilhabepaket 

!Bei umA sind Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
vorrangig (SGB VIII)
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Das Asylbewerberleistungsgesetz
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Zugang zum Arbeitsmarkt mit Aufenthaltsgestattung
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Zugang zum Arbeitsmarkt

! Aufnahme einer Erwerbstätigkeit durch eine Person mit 
Aufenthaltsgestattung/Duldung setzt immer vorherige Erlaubnis durch 
die Ausländerbehörde im Einzelfall voraus
o Erlaubnis ≠ Zustimmung

! Erlaubnisfähig sind nur Beschäftigungen, keine selbstständige Tätigkeit
! Absolutes Beschäftigungsverbot für Dauer der LEA-Wohnpflicht
! Absolutes Arbeitsverbot für Personen aus sicheren HKL auch außerhalb 

LEA, wenn Asylantrag ( in BaWü = Asylgesuch) nach dem 31.8.2015
! Regelungen f. Personen mit Aufenthaltsgestattung und Duldung 

weitgehend identisch, Unterscheidung aber wichtig, weil:
o Andere Behördenzuständigkeit

 Aufenthaltsgestattung: untere Ausländerbehörde
 Duldung: Regierungspräsidium Karlsruhe (höhere Ausländerbehörde)

o Für Personen mit Aufenthaltsgestattung gilt nicht das zwingende 
Beschäftigungsverbot des § 60a Abs. 6 
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Die Ausbildungsduldung (§ 60a II 4 ff., VI AufenthG)
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Die Ausbildungsduldung (§ 60a II 4 ff., VI AufenthG)
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Die Ausbildungsduldung – Zuständigkeiten 
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Die Ausbildungsduldung – Voraussetzungen 

! Qualifizierte Berufsausbildung (mind. 2 Jahre) in staatlich 
anerkanntem/vergleichbar geregelten Beruf („BIBB-Liste“)
o Gesetzlich/in Ausbildungsordnung vorgesehene, nicht individuell vereinbarte 

Ausbildungsdauer maßgeblich
o Krankenpflegehelferausbildung keine qualif. Ausbildung (VGH BW, 20.12.2016) → 1 

Jahr; wird auch nicht durch integrierten Deutschkurs zur qualifizierten Ausbildung
o 1-jährige BFS, wenn von Anfang an Ausbildungsvertrag vorliegt (Vorvertrag reicht 

nicht)
o EQ ist keine Ausbildung (VGH BW, 4.1.2017)
o Ggf. Ermessensduldung → „Polixkum“

! Wer Berufsausbildung „aufnimmt“ oder „aufgenommen hat“
o P: Was heißt „aufnimmt“
o VGH BW: Abschluss Ausbildungsvertrag ggf. ausreichend 
o Aber: Tätigkeitsbeginn muss in „wenigen Wochen“ bevorstehen
o Ggf. Ermessensduldung (§ 60a II 3 AufenthG), vgl. AA BMI v. 30.5.17
o IM BW: max. 6 Monate im Vorfeld
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Die Ausbildungsduldung – Ausschlussgründe 

1. Konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung
o Beantragung eines Pass(ersatz-)papiers, Terminierung Flug, Dublin-Bescheid 

mit Abschiebungssanordnung
o VGH BW: Maßgeblicher Zeitpunkt = Beantragung der Ausbildungsduldung 

unter Mi)eilung/Vorlage des Ausbildungsvertrags bei ABH→  ggf. 
„Wettrennen“ mit ABH

o Auf vollständigen Antrag achten!
o Zusätzlich Vorlage Ausbildungsvertrag auch bei IHK/Handwerkskammern + 

Bestätigung bei ABH vorlegen
o Gute Chancen, bei legalem Ausbildungsbeginn im Asylverfahren
o Prüfung der Duldungsvoraussetzungen (Rechtzeitiger Antrag!)
o (Spätestens) jetzt Mitwirkung bei Passbeschaffung

2. Verurteilung zu Straftat von insgesamt über 50/90 Tagessätzen
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Die Ausbildungsduldung – Ausschlussgründe 

3. Personen aus sicheren HKL, aber nur wenn:
o Asylantrag nach dem 31.8.2015 gestellt und Ablehnung des Asylantrags

VGH BW: Maßgeblich ist das Asylgesuch (!)
o Personen aus sicheren HKL, die nie einen Asylantrag gestellt haben

OVG Hamburg: Ausbildungsduldung ist zu erteilen; ebenso VGH Hessen, 15.2.2018 
(Praxis des RPK teilweise anders)

o P: Person aus sicherem HKL, die Asylantrag vor Entscheidung zurücknimmt
VG Karlsruhe: Umgehung (zweifelhaft)

4. Einreise allein zum Zwecke des Asylbewerberleistungsbezugs
o Bislang (!) keine praktische Bedeutung
o Relevanz aber ggf., wenn kein Asylantrag gestellt wurde
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Die Ausbildungsduldung – Ausschlussgründe 

5. Aufenthaltsbeendende Maßnahmen aus selbst zu vertretenden 
Gründen nicht vollziehbar
o Täuschung über Identität/Staatsangehörigkeit
o „Klassiker“: Unzureichende Mitwirkung bei 

Passbeschaffung/Identitätsklärung
o Eigeninitiative Bemühungen erforderlich
o Unterlassene Mitwirkung muss kausal für Unmöglichkeit der Abschiebung 

sein
o Mangelnde Kooperation gefährdet Duldungsanspruch – Ernsthaftes und 

nachhaltiges Bemühen

5.7.2018, Heidelberg Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 37



So sieht sie (manchmal) aus…
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Nach der Ausbildungsduldung

! Duldung wird für gesamte im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer 
erteilt

! Bei Abbruch einmalige Neuerteilung zur Suche eines neuen 
Ausbildungsplatzes für 6 Monate

! Bei erfolgreichem Ausbildungsabschluss
! AE für 2 Jahre für eine der Ausbildung entsprechende Beschäftigung 

(§ 18a Ia AufenthG)
! Wenn keine Übernahme erfolgt, einmalige 6-Monats-Duldung zur 

Suche eines der Ausbildung entsprechenden Jobs
! Wenn Voraussetzungen nicht vorliegen oder es nicht um eine 

qualifizierte Berufsausbildung geht, ggf. ausnahmsweise noch 
Ermessensduldung möglich
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Ablauf Antrag Beschäftigungserlaubnis
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Asylbewerber sucht einen potentiellen Arbeitgeber

Arbeitserlaubnisantrag (Formular „Stellenbeschreibung“)

Abgabe bei der Ausländerbehörde

ggf. Weiterleitung an BA (Monate 3 – 48)

Entscheidung Ausländerbehörde 

Ggf. Meldung ans Sozialamt (§ 8a AsylbLG)



Zugang zum Arbeitsmarkt mit Aufenthaltsgestattung
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Schule und Sprache

! Schule
o Schulpflicht gilt auch für Personen mit Aufenthaltsgestattung/Duldung und beginnt 

sechs Monate nach Zuzug aus dem Ausland (§ 72 Abs. 1 SchulG BW)
o Schulpflicht setzt sechs Monate nach dem Zuzug aus dem Ausland ein (§ 72 SchulG

BW)
o Neun Jahre Schulpflicht (ab 6 Jahren, Stichtag 30. September) 

 Pflicht zum Besuch Grund/aufbauende Schule
 Berufsschulpflicht bis 18 Jahre

o Schulbesuch startet in der Regel schon früher (Schulzugangsrecht vom 1. Tag an)
o Schulpflicht gilt auch für Kinder aus sicheren HKL

! Sprache
o Zugang zum Integrationskurs für Personen mit Aufenthaltsgestattung, bei denen 

dauerhafter und rechtmäßiger Aufenthalt zu erwarten ist (sog. „gute 
Bleibeperspektive“)

o In der Praxis derzeit (noch) Iran, Irak, Eritrea, Syrien, Somalia
o Im Übrigen Zugang zu Sprache über Landesprogramm „Chancen gestalten“
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Materielles Flüchtlingsrecht – Was prüft das Bundesamt?
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Materielles Flüchtlingsrecht – Was prüft das Bundesamt?

!Unterscheidung Schutzstatus und darauf aufbauender 
Aufenthaltserlaubnis

! In allen Fällen der Schutzgewährung wird grds. eine 
(befristete) AE durch die Ausländerbehörde (ABH) 
erteilt

! Schutzstatus gilt grds. unbefristet bis auf Widerruf 
durch das BAMF

! „Spurwechselverbot“ während laufendem/nach 
erfolglosem Asylverfahren (§ 10 AufenthG)
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Nach der Anerkennung
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Nach der Anerkennung – Rechtsfolgen
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Status Aufenthaltserlaubnis Wesentliche Rechtsfolgen

Asylberechtigung
(Art. 16a GG)

! 25 I AufenthG
• Erteilung/Verlängerung: 3 

Jahre (! 26 I 2 AufenthG)

• Erteilung Reiseausweis für Flüchtlinge („blauer Pass“)
• Anspruch auf Familiennachzug („Kernfamilie“)
• Zugang zu Arbeitsmarkt und Sozialleistungen
• Anspruch auf Integrationskurs
• Wohnsitzauflage
• Reisen nach Maßgabe der jeweils geltenden Visa-

bestimmungen des Zielstaats; Ausnahme: HKL
• Familienasyl möglich (! 26 AsylG)
• Erleichterte Möglichkeit der Niederlassungserlaubnis
o Regelerteilung nach 5 Jahren
 Anrechnung Dauer Asylverfahren
 Überwiegende Lebensunterhaltssicherung
 A2-Deutsch-Niveau
 Ausreichender Wohnraum
 Grundkenntnisse Rechts-/Gesellschaftsordnung
 Ausnahmen bei krankheits-/alters-/behinderungs-

bedingter Unfähigkeit
o Bei besonders guter Integration (u.a. C1-Niveau, weit 

überwiegende Lebensunterhaltssicherung) Erwerb NE 
nach 3 Jahren möglich

Flüchtlingsschutz
(! 3 AsylG)

! 25 II 1 Alt. 1 AufenthG
• Erteilung/Verlängerung: 3 

Jahre (! 26 I 2 AufenthG)



Nach der Anerkennung – Rechtsfolgen
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Status Aufenthaltserlaubnis Wesentliche Rechtsfolgen

Subsidiärer 
Schutz

(! 4 AsylG)

! 25 II 1 Alt. 2 AufenthG
• Ersterteilung: 1 Jahr, 

Verlängerung: 2 Jahre (! 26 I 3 
AufenthG)

• Erteilung/Verlängerung 
unabhängig von Vorlage eines 
Nationalpasses (! 5 III 1 
AufenthG)

• Reiseausweis für Ausländer („grauer Pass“) nur bei 
Unzumutbarkeit der Beschaffung eines Nationalpasses

• Zugang zu Arbeitsmarkt und Sozialleistungen 
• Familienasyl möglich (! 26 AsylG)
• Anspruch auf Integrationskurs
• Wohnsitzauflage (! 12a AufenthG)
• NE frühestens nach 5 Jahren möglich
• Kein Anspruch auf Familiennachzug, Nachzug nur noch im 

Wege der noch zu schaffenden Kontingentregelung (! 104 XIII 
AufenthG iVm ! 36a AufenthG-E)

Nationales 
Abschiebungsv

erbot
(! 60 V, VII 
AufenthG)

! 25 II 1 Alt. 1 AufenthG
• Ersterteilung: mind. 1 Jahr, 

Verlängerung max. 3 Jahre
• Erteilung/Verlängerung 

unabhängig von Vorlage eines 
Nationalpasses (! 5 III 1 
AufenthG)

• Wohnsitzauflage (! 12a AufenthG)
• AE für 1 Jahr
• Zugang zum Arbeitsmarkt bedarf Erlaubnis 
• Zugang zu Sozialleistungen teilweise beschränkt
• Kein Familienasyl möglich (! 26 AsylG)
• NE nach 5 Jahren möglich
• Zugang Integrationskurs (nur) nach Ermessen 
• Familiennachzug nur bei dringenden humanitären Gründen



Nach der Ablehnung – Rechtsschutz 
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Nach der Ablehnung
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Ablehnung als Rechtsgrundlage Rechtsfolgen Rechtsmittel

Unbegründet !!!! 31 AsylG • Abschiebungsandrohung 
nach !!!! 34 AsylG

• Ausreisefrist: 30 Tage (!!!! 38 
Abs. 1 Satz 1 AsylG)

• Klage hat aufschiebende Wirkung, d.h. 
Abschiebung vorläufig nicht möglich (!!!!
75 AsylG)

• Klagefrist: 2 Wochen (!!!! 74 I 1 AsylG)

Offensichtlich 
unbegründet

!!!!!!!! 29a, 30 AsylG • Abschiebungsandrohung 
nach !!!! 34 AsylG

• Ausreisefrist: 1 Woche (!!!! 36 
I AsylG)

• Klagefrist: 1 Woche (!!!! 74 I Hs. 2 AsylG)
• ABER: Klage hat keine aufschiebende 

Wirkung (!!!! 75 I AsylG)
• Zur Verhinderung der Abschiebung 

zusätzlich Eilantrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung nötig

• Frist Eilantrag: 1 Woche (!!!! 36 III 1 AsylG)

Unzulässig 1. !!!! 29 I Nr. 1a AsylG (= 
Dublin-Fall)

2. !!!! 29 I Nr. 2 AsylG (= 
„Anerkanntenfall“)

1. i.d.R. Abschiebungsanordnung 
nach !!!! 34a AsylG

2. Abschiebungsandrohung (!!!!
35 AsylG) + Ausreisfrist: 1 Woche 
(!!!! 36 I AsylG)

• Klagefrist: 1 Woche (!!!! 74 I Hs. 2 AsylG)
• ABER: Klage hat keine a.W. (!!!! 75 I AsylG)
• Zur Verhinderung der Abschiebung 

zusätzlich Eilantrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung nötig

• Frist Eilantrag: 1 Woche (!!!!!!!! 34a II, 36  III 
1 AsylG)

• Problem: Eilverfahren hemmt ggf. Ablauf 
der „Dublin-Fristen



Das „Dublin-System“ – Rechtsschutz
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Ablehnung als „einfach“ unbegründet
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Ablehnung als offensichtlich unbegründet (o.u.)
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Beispiel – Einstellungsbescheid wg. verpasster Anhörung
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Beispiel – Anerkannten-Ablehnung
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1. Der Asylantrag wird als unzulässig abgelehnt.



Beispiel – Dublin-Ablehnung
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1. Der Asylantrag wird als unzulässig abgelehnt.
2. Abschiebungsverbote nach 60 V, VII liegen nicht vor.

3. Die Abschiebung nach Italien wird angeordnet.



Nach der rechtskräftigen Ablehnung – Handlungsoptionen

!Möglichkeit eines „Spurwechsels“ (selten; insbes. bei 
familiären Bindungen denkbar; § 18a AufenthG)?

! Bleiberechtsregelungen (§§ 25a, 25b AufenthG); § 25 V 
AufenthG?

!Ausbildungsduldung
!Härtefallantrag?
!Asylfolgeantrag (§ 71a AsylG)/Wiederaufgreifensantrag?
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VGH München, 22.1.2018 – Mitwirkungspflichten 

Auch ist ein vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer im
Rahmen seiner ihm obliegenden Mitwirkungspflichten
gefordert, […] an allen zumutbaren Handlungen
mitzuwirken, die die Behörden von ihm verlangen, und
darüber hinaus eigeninitiativ ihm mögliche und
bekannte Schritte in die Wege zu leiten, die geeignet
sind, seine Identität und Staatsangehörigkeit zu klären
und die Passlosigkeit zu beseitigen. Zu den denkbaren
Schritten kann auch die Beschaffung von
Identitätsnachweisen über Dritte im Herkunftsland
gehören.
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OVG NRW, Beschl. v. 23.4.2018

Ein ausreisepflichtiger Ausländer - wie der Antragsteller - hat alle zur 
Erfüllung seiner Ausreisepflicht erforderlichen Maßnahmen, und damit 
auch die zur Beschaffung eines Passes oder Passersatzpapieres, 
unverzüglich einzuleiten, wobei es grundsätzlich auch zumutbar ist, 
einen Rechtsanwalt im Herkunftsland zu beauftragen. Dabei ist es nicht 
Aufgabe der Ausländerbehörde, sondern des Ausländers, sich 
gegebenenfalls die dafür erforderlichen finanziellen Mittel auf der 
Grundlage etwa von § 6 AsylbLG zu beschaffen.
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VG Karlsruhe, 21.12.2017 – Mitwirkungspflichten 

! Der Antragsteller hat sich im Anschluss an seinen Antrag auf Erteilung
einer Ausbildungsduldung vom 20.7.2017 mit Hilfe seines
Prozessbevollmächtigten und einer Jungendbetreuerin um die
Beschaffung der Dokumente bemüht. So sprach der Antragsteller am
11.10.2017 persönlich beim afghanischen Konsulat in Bonn wegen
einer Passausstellung vor. Zuvor erfolgte Anfragen Anfragen bei den
Konsulaten in München und Bonn sowie der Botschaft in Berlin
blieben unbeantwortet. Auf Anraten des Konsulats in Bonn im
Rahmen der persönlichen Vorsprache hat der Antragsteller
inzwischen eine Tazkira – ein Identitätsdokument – aus Afghanistan
beschaffen können und am 14.11.2017 dem Gericht vorgelegt. Mit
diesem Dokument kann nun ein Reisepass beantragt werden.

! Nach alledem hat der Antragsteller – derzeit – nicht zu vertreten, dass
aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm nicht vollzogen werden
können, so dass kein Versagungsgrund gem. § 60 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2
AufenthG vorliegt.
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OVG Sachsen, 15.9.2017 – Mitwirkungspflichten 
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[Es] sind keine entsprechenden Bemühungen feststellbar.
Hierzu hat das Verwaltungsgericht, ohne dass sich der
Antragsteller bemüßigt gesehen hat, hierauf einzugehen,
darauf hingewiesen, dass er vor dem Bundesamt angegeben
hatte, sein Reisepass befände sich in der Türkei bei einem
Freund. Es bleibt nach wie vor unklar, warum es nicht möglich
sein sollte, sich diesen Reisepass zusenden zu lassen. Dass der
bloße Besuch bei der Botschaft des Königreichs Marokko für
solche Bemühungen nicht ausreicht, ist vom
Verwaltungsgericht im Einzelnen zutreffend dargestellt
worden.



Nach der Ausbildungsduldung

5.7.2018, Heidelberg Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 61



Bleiberecht für Jugendliche + Heranwachsende (§ 25a AufnethG) 
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! Erteilungsvoraussetzungen:
o Jugendlicher (14 – 17 Jahre) oder Heranwachsender (18 – 20 Jahre)
o vier Jahre ununterbrochener Aufenthalt in Dtl.
o erfolgreicher vierjähriger Schulbesuch in Dtl. ODER anerkannter Schul-

/Berufsabschluss
o Antragstellung vor 21. Geburtstag
o Positive Integrationsprognose

! Ausschlussgründe:
o Anhaltspunkte für fehlendes Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung
o Abschiebung ist wegen eigener falscher Angaben oder Identitätstäuschung 

ausgesetzt



Bleiberecht für Jugendliche + Heranwachsende (§ 25a AufnethG) 
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Tatsächliche Erteilungspraxis (gemäß BT-Drs. 18/11101)
! 12.849 geduldete Jugendliche lebten im Dezember 2016 seit mehr als 

vier Jahren in Deutschland (BW: 1342)
! Von August 2015 bis Dezember 2016 wurden 3225 

Aufenthaltserlaubnisse erteilt (BW: 327)



Bleiberecht für Jugendliche + Heranwachsende (§ 25a AufnethG) 

5.7.2018, Heidelberg Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 64



– Ende –

Vielen Dank 
für Ihre 

Aufmerksamkeit!
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– Hinweis –
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